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Verfahren zum Herstellen wenigstens einer ersten Komponente einer Batte- 
riezelleinhausung und Batteriezelleinhausung 


Die Erfindung betrifft ein Verfahren zum Herstellen wenigstens einer ersten 
Komponente einer Batteriezelleinhausung und eine Batteriezelleinhausung. 


Insbesondere während der Entwicklung von Batteriezellen oder zur Funktions- 
überwachung während deren Einsatz ist es wünschenswert, Informationen 
über die Batteriezellen zu erhalten. Vorteilhafterweise erfolgt dies mittels in 
die Batteriezelle integrierter Sensorik. Beispielsweise ist es bekannt, Sensorik 
für das Erfassen von Zustandsinformationen der Batteriezelle an oder in der 
Batteriezelle zu verbauen, um bestimmte Ereignisse messen zu können. Solch 
ein Ereignis kann beispielsweise eine Temperaturveränderung oder ein Auf- 
blähen des Zellgehäuses durch eine Druckerhöhung im Batteriezellinneren 
sein. Werden solche Ereignisse frühzeitig erkannt, kann direkt eine Aktion 

(z. B. Stromabschaltung der Batteriezelle) erfolgen, wodurch ein Schaden der 
Batteriezelle und umliegender Komponenten minimiert wird. 


Ferner können mit den erfassten Zustandsinformationen Erkenntnisse über 
das generelle Verhalten der sensorisch überwachten Batteriezelle gewonnen 
werden. Vor allem in der Entwicklungsphase einer Batteriezelle kann dieser 
Erkenntnisgewinn zu einem Wettbewerbsvorteil verhelfen. Beispielsweise bie- 
tet dies im Kontext der Elektromobilität einen Wettbewerbsvorteil, um z. B. 
Fahrzeugbatterien effizienter und energiedichter zu gestalten und somit grö- 
ßere Reichweiten zu erzielen. Auch eine Erhöhung der Betriebssicherheit von 
Fahrzeugbatterien oder von Batteriezellen allgemein ist von praktischem Inte- 
resse. 


Es ist bekannt, sensorische Zellinformationseinrichtungen im Elektrolyten, an 
einem von außerhalb elektrisch kontaktierbaren Terminal der Batteriezelle o- 
der an einer Batteriezelleinhausung anzubringen. Derartige Einrichtungen 
werden meist nachträglich in oder an der Batteriezelle angebracht. Dies ist 
fertigungstechnisch herausfordernd. Zudem kann nicht immer ein zuverlässi- 
ger Halt der Einrichtungen an oder in der Batteriezelle gewährleistet werden. 
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Auch geht von diesen nachträglich eingebrachten Zellinformationseinrichtun- 
gen ein Beschädigungsrisiko für angrenzende Komponenten der Batteriezelle 
aus. oder eine Drucksensoreinrichtung. 


Die Temperatursensoreinrichtung kann direkt eine Temperatur im Innern der 
Batteriezelle messen. Hierfür können Rechenmodelle verwendet werden, die 
Wärmeübertragungseigenschaften von Komponenten der Batteriezelle be- 
rücksichtigen, insbesondere von etwaigen Wandbereichen der ersten Kompo- 
nente der Batteriezelleinhausung, die die Temperatursensoreinrichtung zu- 
mindest teilweise von dem Innern der Batteriezelle abschirmen. Die Tempera- 
tursensoreinrichtung kann zum Beispiel ein Thermoelement umfassen. Eben- 
falls können optische Temperaturmessungen mittels FBG Sensoren (Fiber Op- 
tic Bragg bzw. Faser-Bragg-Gitter) zum Einsatz kommen. 


Die mechanische-Spannungs-Sensoreinrichtung kann wenigstens einen Deh- 
nungsmessstreifen oder einen optischen FBG Sensor (Fiber Optic Bragg bzw. 
Faser-Bragg-Gitter) umfassen. Die mechanische-Spannungs-Sensoreinrichtung 
kann insbesondere dazu eingerichtet sein, mechanische Spannungen der Bat- 
teriezelleinhausung zu messen, insbesondere um ein etwaiges Aufblähen hier- 
von frühzeitig zu erkennen. 


Die Drucksensoreinrichtung kann einen Mikro-Drucksensor auf Basis von 
MEMS-Technologie sein (Micro Electro Mechanical System). Ein Beispiel findet 
sich in: Schmidt, Jan Philipp; Dandl, Sonia; Gentschev, Ann-Christin; Elian, 
Klaus; Rose, Matthias (2016): Integrierte Zell-Sensorik in Lithium-lonen-Akkus 
für Elektro- und Hybridfahrzeuge 226, S. 21-44. Die Drucksensoreinrichtung 
kann insbesondere dazu eingerichtet sein, einen Innendruck der Batteriezelle 
zum Beispiel infolge einer Gasentwicklung zu messen. 


Die elektrische-Spannungs-Sensoreinrichtung kann dazu eingerichtet sein, 
eine Vollzellenspannung zu ermitteln, also eine elektrische Spannung zwi- 
schen Anordnen- und Kathodenpotenzial. Dies kann bekanntermaßen mittels 
einer Referenzelektrode der elektrische-Spannungs-Sensoreinrichtung erfol- 
gen, die zwischen Anode und Kathode liegt. 


Gemäß einer weiteren Ausführungsform kann die Zellinformationseinrichtung 
zum und/oder Bündeln und/oder Digitalisieren von Messinformationen einge- 
richtet sein, die insbesondere sensorisch erfasst wurden. In diesem Fall kann 
es sich um eine Zellinformations-Verarbeitungseinrichtung zum Auswerten 
und/oder Bündeln und/oder Digitalisieren von erfassten Messinformationen 
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handeln. Die Messinformationen können mit einer Zellinformations-Erfas- 
sungseinrichtung der vorstehend geschilderten Art erfasst werden oder mit 
herkömmlich angeordneten Sensoreinrichtungen. 


Die Auswertung der Messinformationen kann zum Beispiel eine Schwellen- 
wertüberwachung der Messwerte umfassen, eine Trendanalyse der Mess- 
werte, eine Korrelationsanalyse der Messwerte oder dergleichen. Sie kann für 
eine Anpassung des Betriebs der Batteriezelle verwendet werden, beispiels- 
weise mittels eines geeigneten sogenannten Batteriemanagements. 


Zum Auswerten der Messinformationen kann die Zellinformations-Verarbei- 
tungseinrichtung Messwerte einer etwaigen Zellinformations-Erfassungsein- 
richtung oder allgemeiner Sensoren erhalten. Vorzugsweise erfolgt dies in di- 
gitaler Form. Hierfür kann ein integrierter Schaltkreis (IC, integrated circuit) 
sämtliche auszuwertenden Messwerte vorab bündeln und digitalisieren und in 
dieser Form an die Zellinformations-Verarbeitungseinrichtung zur weiteren 
Auswertung ausgeben oder an eine übergeordnete zentrale Auswertungsein- 
richtung, die mit mehreren Batteriezellen verbunden ist. Ein derartiger inte- 
grierter Schaltkreis zum Bündeln und Digitalisieren von Messwerten kann 
auch direkt von der Zellinformations-Verarbeitungseinrichtung umfasst sein 
oder diese bilden. 


Ferner kann die Zellinformationseinrichtung eine Zellinformations-Speicher- 
einrichtung zum Speichern von Informationen, die die Batteriezelle betreffen, 
sein oder als eine solche bezeichnet werden, insbesondere wobei die Spei- 
chereinrichtung eine RFID-Einrichtung umfasst. Beispielsweise können als In- 
formationen identifizierende Informationen betreffend die individuelle Batte- 
riezelle und/oder deren Bauart und/oder von bestimmten Parametern der 
Batteriezelle in der Speichereinrichtung auslesbar hinterlegt sein. 


Es versteht sich, dass auch mehrere Zellinformationseinrichtungen in einer 
Ausnehmung oder in mehreren additiv hergestellten Ausnehmungen vorgese- 
hen sein können. 


Eine Weiterbildung sieht vor, dass im Kontext von Maßnahme c) die Ausneh- 
mung mit der darin aufgenommenen Zellinformationseinrichtung zumindest 
teilweise verschlossen wird. Beispielsweise können weitere Materialschichten 
additiv verfestigt werden und somit die erste Komponente weiter aufgebaut 
werden, was ein zumindest teilweises Verschließen der Ausnehmung umfasst. 
Hierfür können zum Beispiel Wandabschnitte additiv hergestellt werden, die 
eine zuvor geöffnete Seite der Ausnehmung zumindest teilweise verschließen. 
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Das Verschließen kann beispielsweise zumindest soweit erfolgen, dass die in 
der Ausnehmung angeordnete Zellinformationseinrichtung nicht mehr zerstö- 
rungsfrei aus der Ausnehmung entfernt werden kann. Dies gewährleistet ei- 
nen sicheren Halt der Zellinformationseinrichtung in der ersten Komponente 
der Batteriezelleinhausung und mindert entsprechend ein Beschädigungsri- 
siko für weitere Komponenten der Batteriezelle durch die Zellinformationsein- 
richtung. 


Insbesondere kann im Kontext von Maßnahme c) die Ausnehmung mit der da- 
rin aufgenommenen Zellinformationseinrichtung vollständig verschlossen 
werden, mit Ausnahme wenigstens einer optionalen Durchführungsöffnung 
für wenigstens eine mit der Zellinformationseinrichtung verbundenen oder 
verbindbaren Leitung. Derartige Leitungen können zum Beispiel analoge Lei- 
tungen oder digitale Leitungen sein. Sie können für eine Übertragung von 
elektrischer Energie zum Betreiben der Zellinformationseinrichtung und/oder 
für eine Übertragung von Messinformationen, insbesondere in Form von 
Messsignalen, und/oder für eine Übertragung von Steuersignalen eingerichtet 
sein. Die Leitungen können mit der angeordneten Zellinformationseinrichtung 
verbunden sein, wobei die Ausnehmung um die Leitungen herum und unter 
Ausbilden oder, mit anderen Worten, Freilassen oder Einrahmen der optiona- 
len Durchführungsöffnungen verschlossen wird. 


Wenn wenigstens eine Durchführungsöffnung vorgesehen ist, kann diese vor- 
zugsweise im Anschluss an die additive Herstellung verschlossen werden, ins- 
besondere vollständig verschlossen. Dabei kann ein verschließendes Material 
um optionale Leitungen der vorstehend geschilderten Art herum positioniert 
werden oder, mit anderen Worten, diese Leitungen einfassen. Beispielsweise 
kann die Durchführungsöffnung mit einem Harz oder einer anderen aushär- 
tenden Masse ausgegossen werden. Hierdurch wird ein sicherer Halt sowie 
ein Schutz der Zellinformationseinrichtung vor Umwelteinflüssen verbessert. 


Gemäß einer weiteren Ausführungsform wird die Ausnehmung mit einem da- 
rin befindlichen unverfestigten Material des additiven Herstellungsverfahrens 
zumindest teilweise verschlossen. Es kann also ein unverfestigtes Materialvo- 
lumen, beispielsweise ein Volumen aus losen Pulverpartikeln, innerhalb der 
Ausnehmung verbleiben. Das unverfestigte Materialvolumen kann im Rahmen 
der Fortsetzung der additiven Herstellung gemäß Maßnahme c) schichtweise 
aufgetragen werden und dadurch in die Ausnehmung mit der darin aufgenom- 
menen Zellinformationseinrichtung gelangen. Es wurde jedoch erkannt, dass 
dies die Funktion der Zellinformationseinrichtung nicht notwendigerweise ne- 
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gativ beeinträchtigt. Beispielsweise wurde für metallische Pulverpartikel er- 
kannt, dass deren elektrische Leitfähigkeit meist nicht ausreichend hoch ist, 
um eine elektrisch und/oder elektromagnetisch betriebene Zellinformations- 
einrichtung negativ zu beeinflussen. Durch Belassen des unverfestigten Mate- 
rialvolumens in der Ausnehmung wird die Herstellung vereinfacht. Dies gilt 
insbesondere, da dieses Material nicht gesondert entfernt werden muss 
und/oder eine stützende Funktion für einen herzustellenden und die Ausneh- 
mung verschließenden Wandabschnitt bereitstellen kann. 


Gemäß einer Ausführungsform ist die erste Komponente ein zumindest einsei- 
tig offenes Gehäuse oder ein Deckel zum Verschließen eines zumindest einsei- 
tig offenen Gehäuses. Es wurde erkannt, dass diese Komponenten sich für ein 
additives Herstellen eignen und ausreichend Platz für das Einbringen einer 
Ausnehmung der hierin offenbarten Art bieten. 


Das additive Fertigen des Anteils der ersten Komponente kann vor einem 
Durchführen von Maßnahme b) ferner aufweisen: 
- Freilegen der Ausnehmung durch Entfernen von unverfestigtem Mate- 
rial des additiven Herstellungsverfahrens aus der Ausnehmung. 


Bei dem Material des additiven Herstellungsverfahrens kann es sich prinzipiell 
um ein Ausgangsmaterial der hierin geschilderten Art handeln, insbesondere 
um ein im unverfestigten Zustand pulverförmiges Material. Gemäß einer Vari- 
ante umfasst die erste Komponente und/oder die vollständige Batteriezellein- 
hausung ein metallisches Material, insbesondere Aluminium oder eine Alumi- 
niumlegierung. Entsprechend kann das Material des additiven Herstellungs- 
verfahrens ein metallisches Pulver und insbesondere ein Aluminium-Pulver o- 
der ein Aluminiumlegierungs-Pulver sein. 


Beispielsweise kann das unverfestigte Material ausgeblasen oder abgesaugt 
werden. Dies oder auch jeglicher anderer Entfernungsvorgang kann automati- 
siert oder manuell erfolgen. Durch das Entfernen des unverfestigten Materials 
wird ein ausreichender Raum und/oder eine freiliegende stabile Anlagefläche 
für das Anordnen der Zellinformationseinrichtung geschaffen. 


Allgemein kann die Zellinformationseinrichtung (insbesondere manuell oder 
automatisiert) in der Ausnehmung befestigt werden. Dies kann zum Beispiel 
mittels Kleben, Schweißen oder Löten erfolgen. Auch kann das Herstellen ei- 
nes Form- und/oder Kraftschlusses vorgesehen sein, beispielsweise umfas- 
send das Herstellen einer Presspassung. 
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Gemäß einer weiteren Ausführungsform ist die in Maßnahme a) hergestellte 
Ausnehmung in einem nach innen weisenden Bereich der Batteriezelleinhau- 
sung angeordnet. Anders ausgedrückt kann die Ausnehmung zumindest vor 
einem optionalen Verschließen hiervon nach innen geöffnet sein. Anderer- 
seits kann ein die Ausnehmung begrenzender Wandabschnitt (insbesondere 
ein Wandabschnitt, der eine Grundfläche der Ausnehmung umfasst) eine vor- 
zugsweise geschlossene Außenwand der ersten Komponente bilden. Dies ver- 
bessert den Schutz der Zellinformationseinrichtung vor Einflüssen von außer- 
halb der Batteriezelle und verhindert Störkonturen an der Außenseite der Bat- 
teriezelleinhausung. 


Die Erfindung betrifft auch eine Batteriezelleinhausung für eine Batteriezelle, 
wobei die Batteriezelleinhausung wenigstens eine Zellinformationseinrichtung 
umfasst und ferner aufweist: wenigstens eine erste Komponente, die vorzugs- 
weise eine integrale Komponente und insbesondere eine additiv hergestellte 
Komponente ist, mit einer Ausnehmung, in der die Zellüberwachungskompo- 
nente aufgenommen ist, wobei die Ausnehmung mit der darin aufgenomme- 
nen Zellüberwachungskomponente zumindest teilweise verschlossen ist. 


Allgemein kann unter einem zumindest teilweisen Verschließen verstanden 
werden, dass ein offener Abschnitt der Ausnehmung verbleibt, der jedoch 
nicht einen gesamten von der Ausnehmung umfassten Raum zugänglich 
macht. Anders ausgedrückt kann nicht das gesamte Volumen der Ausneh- 
mung durch einen die Ausnehmung nur teilweise verschließenden offenen 
Abschnitt nach außen geöffnet werden. Dieser offene Abschnitt kann zum Bei- 
spiel einer Innenseite der Batteriezelle zugewandt sein und/oder in einer In- 
nenseite der Komponenten verlaufen. Zum Beispiel kann eine Fläche des offe- 
nen Abschnitts kleiner sein als eine Fläche einer diesem offenen Abschnitt ge- 
genüberliegenden Grundfläche der Ausnehmung (oder eines gegenüberlie- 
genden die Ausnehmung begrenzenden Wandabschnitts). Der offene Ab- 
schnitt kann zum Beispiel an eine Materialschicht anschließen, unterhalb de- 
rer sich die Ausnehmung hohlraumartig erstreckt. Das zumindest teilweise 
Verschließen kann zusätzlich oder alternativ umfassen, das eine Durchfüh- 
rungsöffnung der hier offenbarten Art verbleibt. 


Sämtliche Offenbarungen im Kontext des Verfahrens können auch auf die Bat- 
teriezelleinhausung zutreffen und umgekehrt. Insbesondere kann die Batterie- 
zelleinhausung mittels eines Verfahrens gemäß jeglichem hierin geschilderten 
Aspekt hergestellt werden. 
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Das integrale Ausbilden der ersten Komponente kann bedeuten, dass diese 
einstückig ausgebildet ist. Sie kann folglich frei von Fügestellen sein. Insbeson- 
dere kann sie nicht aus vorgefertigten Unterkomponenten bestehen, die in 
gesonderten Herstellungsschritten zusammenzusetzen oder anderweitig zu 
fügen sind. Vorzugsweise wird die erste Komponente analog zu dem vorste- 
hend geschilderten Verfahren additiv aufgebaut, wobei auch die Ausnehmung 
additiv hergestellt wird. Insbesondere kann vorgesehen sein, dass die integ- 
rale erste Komponente eine homogene Materialzusammensetzung aufweist. 


Ausführungsbeispiele der Erfindung werden im Folgenden anhand von Figuren 
erläutert. Figurenübergreifend können gleichartige oder gleichwirkende Merk- 
male mit denselben Bezugszeichen versehen sein. 


Figur 1 zeigt schematisch in einer perspektivischen Ansicht eine Batte- 
riezelle mit einer Batteriezelleinhausung gemäß einem Ausfüh- 
rungsbeispiel. 


Figur 2 zeigt eine schematische Prinzipskizze eines additiven Herstel- 
lungsverfahrens in einem ersten Herstellungsstadium sowie in 
einer Schnittansicht. 


Figur 3 zeigt eine schematische Prinzipskizze eines additiven Herstel- 
lungsverfahrens in einem auf das erste folgenden zweiten Her- 
stellungsstadium sowie in einer Schnittansicht. 


Figur 4 zeigt eine schematische Prinzipskizze eines auf das zweite fol- 
genden dritten Herstellungsstadium in einer Schnittansicht. 


Figur 5 zeigt eine schematische Prinzipskizze eines auf das dritte fol- 
genden vierten Herstellungsstadium in einer Schnittansicht. 


Die Figur 1 zeigt in perspektivischer Ansicht und in einer Explosionsdarstellung 
eine kastenförmiges, prismatisches Batteriezelleinhausung 10 einer Batterie- 
zelle 1agemäß einem Ausführungsbeispiel. Grundsätzlich ist die Erfindung je- 
doch auch für zylindrische oder anders geformte Batteriezelleinhausungen 10 
anwendbar. Die Batteriezelleinhausung 10 umfasst als Komponenten einen 
Deckel 2 und ein einseitig offenes Gehäuse 16. Die offene Seite des Gehäuses 
16 ist durch den Deckel 2 verschließbar, insbesondere durch Verschweißen 
von Deckel 2 und Gehäuse 16. 
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Das Gehäuse 16 kann einen Batteriewickel enthalten sowie in geschlossenem 
Zustand nach Abschluss einer Montage der Batteriezelle 1a eine Füllung mit 
einem Elektrolyten. 


In dem Deckel 2 sind beispielhalt zwei Öffnungen 7, 8 dargestellt, in die Termi- 
nals 3, 4 der Batteriezelleinhausung 10 in elektrisch isolierter Form eingesetzt 
werden. Die Terminals 3,4, die auch als Terminaldurchführungen bezeichnet 
werden können, sind mit Stromableitern 3a, Aa verbunden, die im Inneren des 
Gehäuses 16 mit den Anschlüssen des nicht dargestellten Batteriewickels ver- 
bunden sind. 


Der Deckel 2 weist zudem eine Berstvorrichtung 12 sowie eine Einfüllöffnung 
13 für einen flüssigen Elektrolyten auf. Die Einfüllöffnung 13 wird nach dem 
Einfüllen des Elektrolyten gasdicht verschlossen, beispielsweise durch Ver- 
schweißen oder durch einen passenden Stopfen. Zu diesem Zweck ist die Ein- 
füllöffnung maßgenau gefertigt. Die Berstvorrichtung 12 weist eine Durchbre- 
chung mit einer darin eingesetzten und in der Regel mit dem Deckel 2 ver- 
schweißten Berstmembran auf. 


In Figur 1 sind Positionen beispielhafter Ausnehmungen 50 gestrichelt umris- 
sen. Diese sind jeweils als Vertiefungen an einer Innenseite des Deckels 2 oder 
des Gehäuses 16 ausgebildet. Die nach außen weisenden Seiten des Gehäuses 
16 sind vorzugsweise vollständig eben. Die nach außen weisenden Seiten des 
Deckels 2 sind zum Beispiel mit Ausnahme der Terminals 3, 4 ebenfalls zumin- 
dest größtenteils eben. Die Positionierung und Anzahl der Ausnehmungen 50 
ist lediglich beispielhaft. Insbesondere kann lediglich eine Ausnehmung in nur 
einem von Deckel 2 und Gehäuse 16 vorgesehen sein. 


In den Ausnehmungen ist jeweils eine Zellinformationseinrichtung 52 aufge- 
nommen. Dies ist in Fig. 1 beispielhaft für nur eine der Ausnehmungen 50 ge- 
sondert dargestellt. Prinzipiell können auch mehrere, vorzugsweise verschie- 
denartige Zellinformationseinrichtungen 52 in einer jeweiligen Ausnehmung 
50 aufgenommen sein. 


Im Folgenden wird ein Ausführungsbeispiel eines additiven Herstellungsver- 
fahrens anhand der Figuren 2 bis 5 erläutert. Bei diesem wird als eine erste 
Komponente der Batteriezelleinhausung 10 ein Deckel 2 hergestellt. Das addi- 
tive Herstellungsverfahren kann aber ebenso auf andere Komponenten der 
Batteriezelleinhausung 10 angewandt werden, zum Beispiel auf das Gehäuse 
16 aus Fig. 1. Die Figuren 2 bis 5 sind jeweils Schnittansichten. Eine Blickachse 
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ist auf eine Seitenfläche des Deckels 2 gerichtet, wie in Fig. 1 durch einen Pfeil 
B angedeutet. 


Figur 2 zeigt eine Bauplattform 20 einer ansonsten nicht detailliert dargestell- 
ten additiven Fertigungseinrichtung. Die Fertigungseinrichtung ist gemäß Bei- 
spielen des Standes der Technik ausgebildet. In dem gezeigten Ausführungs- 
beispiel handelt es sich um eine Multimaterial-Pulverbett-Laserstrahlschmelz- 
vorrichtung, wie durch einen schematisch angedeuteten Laserstrahl 23 illus- 
triert. 


In Fig. 2 ist das Verfahren bereits in einem fortgeschrittenen Zustand gezeigt, 
bei dem ein Deckel 2 zumindest teilweise bereits aufgebaut wurde. In bekann- 
ter Weise werden dabei Schichten eines Pulverbetts entlang einer in Fig. 2 
senkrechten Schichtachse S auf die Bauplattform 20 bzw. aufeinander auftra- 
gen. Ferner wird das Pulvermaterial in jeder Schicht örtlich verfestigt. Dabei 
werden innerhalb einer Schicht zusammenhängend verfestigte oder, anders 
ausgedrückt, miteinander verbundene Materialbereiche hergestellt. Diese 
sind zudem mit entsprechenden Materialbereichen einer etwaigen entlang 
der Schichtachse S unmittelbar vorangehenden Schicht verbunden. Zudem 
können sie mit entsprechenden Materialbereichen einer etwaigen entlang der 
Schichtachse S unmittelbar nachfolgenden Schicht verbunden werden. In Fig. 
2 wurden bereits mehrere Schichten aufgetragen und örtlich verfestigt. Ein 
Volumen eines Pulverbetts 21 mit teilweise auch unverfestigtem Pulvermate- 
rial ist in den Figuren 2-5 mittels einer Strichpunktlinie umrissen. 


Eine beim Ausbilden der Batteriezelleinhausung 10 innenliegende Seite des 
Deckels 2 ist von der Bauplattform 20 abgewandt, das heißt obenliegend in 
den Figuren 2-5. Fig. 2 zeigt eine Ausnehmung 50, die an der entsprechenden 
innenliegenden Seite des Deckels 2 ausgebildet ist. Es handelt sich dabei um 
eine Vertiefung, die an ihrer einwärts gerichteten Seite offen ist. Der Zustand 
von Fig. 2 ist ein Beispiel für die vorstehend definierte Maßnahme a) des hie- 
rin offenbarten Herstellungsverfahrens. 


Fig. 3 zeigt einen Zustand, in dem das additive Herstellungsverfahren optional 
vorübergehend unterbrochen ist. Unverfestigtes Pulvermaterial wird aus der 
Ausnehmung 50 mittels einer Absaugeinrichtung 56 manuell oder automa- 
tisch entfernt. 


Fig. 4 zeigt einen Zustand, bei dem in die durch Absaugen vollständig freige- 
legte Ausnehmung 50 eine Zellinformationseinrichtung 54 gemäß jeglichem 
hier offenbarten Beispiel eingelegt wird. Dies erfolgt beispielhaft manuell, wie 
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durch ein Handsymbol angedeutet. Die Zellinformationseinrichtung 54 kann 
optional an einer Innenfläche der Ausnehmung 50 befestigt werden, z. B. 
durch Kleben, Löten oder Schweißen. Der Zustand von Fig. 4 ist ein Beispiel für 
die vorstehend definierte Maßnahme b) des hierin offenbarten Herstellungs- 
verfahrens. 


Gemäß Fig. 5 wird das additive Herstellungsverfahren anschließend fortge- 
setzt. Folglich werden entlang der Schichtachse S weitere Schichten aufgetra- 
gen und lokal verfestigt. Hierbei kann es sich um mehrere zehn oder mehrere 
hundert Schichten handeln. Dabei wird die Ausnehmung 50 und genauer de- 
ren zuvor offenliegende Seite durch einen additiv hergestellten Wandbereich 
56 verschlossen. Beispielhaft ist dieser Wandbereich 56 gewinkelt und insbe- 
sondere spitzdachförmig ausgebildet, was eine Herstellung ohne zusätzliche 
Stützstrukturen ermöglicht. Der Zustand von Fig. 5 ist ein Beispiel für die vor- 
stehend definierte Maßnahme c) des hierin offenbarten Herstellungsverfah- 
rens. 


In der auf diese Weise verschlossenen Ausnehmung 50 verbleibt unverfestig- 
tes Pulvermaterial. Nicht gezeigt ist, dass die Zellinformationseinrichtung 54 
Leitung umfassen kann, die durch eine nicht dargestellt additiv aufgebaute 
Durchgangsöffnung aus der verschlossenen Ausnehmung 50 heraus bzw. in 
diese hinein verlaufen können. Diese optionale Durchgangsöffnung kann zum 
Beispiel mittels eines aushärtenden Kunststoffs verschlossen werden. 


Auf diese Weise wird direkt bei Fertigung des Deckels 2 eine Zellinformations- 
einrichtung 54 in den Deckel 2 strukturell integriert und durch das Verschlie- 
ßen der Ausnehmung 50 in vorteilhafter Weise eingekapselt. 
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Patentansprüche 


1. Verfahren zum Herstellen wenigstens einer ersten Komponente (2, 16) 
einer Batteriezelleinhausung (10) für eine Batteriezelle (1a), wobei das Verfah- 
ren aufweist: 

a) additives Herstellen zumindest eines ersten Anteils der ersten Kompo- 
nente (2, 16) der Batteriezelleinhausung (10) unter zumindest teilwei- 
ser additiver Herstellung wenigstens einer Ausnehmung (50) in der 
ersten Komponente (2, 16), wobei die Ausnehmung (50) zur Aufnahme 
einer Zellinformationseinrichtung (54) eingerichtet ist und die Zellin- 
formationseinrichtung (54) dazu eingerichtet ist, Informationen über 
die Batteriezelle (1a) bereitzuhalten und/oder zu ermitteln; 

b) Anordnen der Zellinformationseinrichtung (54) in der zumindest teil- 
weise hergestellten Ausnehmung (50) oder zumindest teilweise additi- 
ves Herstellen der Zellinformationseinrichtung (54), sodass diese in- 
nerhalb der zumindest teilweise hergestellten Ausnehmung (50) liegt; 

c) Fortsetzten des additiven Herstellens der ersten Komponente der Bat- 
teriezelleinhausung (10). 


2. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprüche, 
wobei die Zellinformationseinrichtung (54) wenigstens eine der Folgende um- 
fasst: 

- eine Zellinformations-Erfassungseinrichtung zum Erfassen von Messin- 
formationen, insbesondere umfassend eine Sensoreinrichtung, wie 
eine Temperatursensoreinrichtung, eine mechanische-Spannungs-Sen- 
soreinrichtung, eine elektrische-Spannungs-Sensoreinrichtung, eine 
Impedanz-Sensoreinrichtung oder eine Drucksensoreinrichtung, 

- eine Zellinformations-Verarbeitungseinrichtung zum Auswerten 
und/oder Digitalisieren und/oder Bündeln von erfassten Messinforma- 
tionen, 

- eine Zellinformations-Speichereinrichtung zum Speichern von Informa- 
tionen, die die Batteriezelle betreffen, insbesondere wobei die Spei- 
chereinrichtung eine RFID-Einrichtung umfasst. 


3. Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, 

wobei im Kontext von Maßnahme c) die Ausnehmung (50) mit der darin auf- 
genommenen Zellinformationseinrichtung (54) zumindest teilweise verschlos- 
sen wird. 
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4. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprüche, 

wobei im Kontext von Maßnahme c) die Ausnehmung (50) mit der darin auf- 
genommenen Zellinformationseinrichtung (54) vollständig verschlossen wird, 
mit Ausnahme wenigstens einer optionalen Durchführungsöffnung für we- 
nigstens eine mit der Zellinformationseinrichtung (54) verbundenen oder ver- 
bindbaren Leitung. 


5. Verfahren nach Anspruch 4, 
wobei wenigstens eine Durchführungsöffnung vorgesehen ist, die im An- 
schluss an die additive Herstellung der ersten Komponente verschlossen wird. 


6. Verfahren nach einem der Ansprüche 3 bis 5, 

wobei die Ausnehmung (50) mit einem darin befindlichen unverfestigten Ma- 
terial des additiven Herstellungsverfahrens zumindest teilweise verschlossen 
wird. 


7. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprüche, 

wobei die erste Komponente ein zumindest einseitig offenes Gehäuse (16) ist 
oder ein Deckel (2) zum Verschließen eines zumindest einseitig offenen Ge- 
häuses (16). 


8. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprüche, 
wobei das Verfahren vor einem Durchführen von Maßnahme b) ferner auf- 
weist: 
— Freilegen der zumindest teilweise hergestellten Ausnehmung (50) 
durch Entfernen von unverfestigtem Material des additiven Herstel- 
lungsverfahrens aus dieser. 


9. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprüche, 

wobei die in Maßnahme a) zumindest teilweise hergestellte Ausnehmung (50) 
in einem nach innen weisenden Bereich der Batteriezelleinhausung (10) ange- 
ordnet ist. 


10. Batteriezelleinhausung (10) für eine Batteriezelle (1a), wobei die Batte- 
riezelleinhausung (10) wenigstens eine Zellinformationseinrichtung umfasst, 
wobei die Batteriezelleinhausung (10) aufweist: 

wenigstens eine erste integrale Komponente (2, 16) mit einer Ausnehmung 
(50), in der die Zellüberwachungskomponente (54) aufgenommen ist, wobei 
die Ausnehmung (50) mit der darin aufgenommenen Zellüberwachungskom- 
ponente (54) zumindest teilweise verschlossen ist. 


10 


15 


20 


13 


Zusammenfassung 


Die Erfindung betrifft ein Verfahren zum Herstellen wenigstens einer ersten 
Komponente (2, 16) einer Batteriezelleinhausung (10) für eine Batteriezelle 
(1a), wobei das Verfahren aufweist: 

a) additives Herstellen zumindest eines ersten Anteils der ersten Kompo- 
nente (2, 16) der Batteriezelleinhausung (10) unter zumindest teilwei- 
ser Herstellung wenigstens einer Ausnehmung (50) in der ersten Kom- 
ponente (2, 16), wobei die Ausnehmung (50) zur Aufnahme einer 
Zellinformationseinrichtung (54) eingerichtet ist und die Zellinformati- 
onseinrichtung (54) dazu eingerichtet ist, Informationen über die Bat- 
teriezelle (1a) bereitzuhalten und/oder zu ermitteln; 

b) Anordnen der Zellinformationseinrichtung (54) in der zumindest teil- 
weise hergestellten Ausnehmung (50) oder zumindest teilweise additi- 
ves Herstellen der Zellinformationseinrichtung (54), sodass diese in- 
nerhalb der zumindest teilweise hergestellten Ausnehmung (50) liegt; 

c) Fortsetzten des additiven Herstellens der ersten Komponente der Bat- 
teriezelleinhausung (10). 


Ferner betrifft die Erfindung eine Batteriezelleinhausung (10). 


(Fig. 5) 
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